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Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Nachteilsausgleich RF

Zumutbarkeit der Ernährungsumstellung
Leitsätze 1. Die Befreiung von der

Rundfunkgebührenpflicht nach dem
Schwerbehindertenrecht wegen Harn-
und Teilstuhlinkontinenz scheidet bei
einem behinderten Menschen aus, wenn
er die dafür erforderlichen tatsächlichen
Voraussetzungen durch zumutbare
Gestaltung seiner Lebensverhältnisse
vermeiden kann, etwa durch eine
Umstellung der Ernährung, wenn die
Umstellung nur vorübergehend
erforderlich ist und/oder nicht mit
Beeinträchtigung der Gesundheit oder
sonstigen erheblichen Nachteilen
verbunden ist.
2. Die Grenzen der Zumutbarkeit sind
aber überschritten, wenn zuckerkranke
behinderte Menschen auf den Verzicht
einer Abendmahlzeit verwiesen werden,
um am nächsten Morgen – dann auch
ohne Frühstück – an einer öffentlichen
Veranstaltung teilzunehmen zu können.

Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 14 SB 315/04 Ko
Datum 27.10.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 SB 224/05
Datum 29.03.2006

3. Instanz
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Datum -

1. Auf die Berufung der KlÃ¤gerin werden das Urteil des Sozialgerichts Koblenz vom
27.10.2005 sowie der Bescheid vom 28.05.2003 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 16.04.2004 abgeÃ¤ndert und der Beklagte verurteilt,
bei der KlÃ¤gerin die gesundheitlichen Voraussetzungen des Nachteilsausgleichs RF
festzustellen.

2. Die auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin beider RechtszÃ¼ge trÃ¤gt der
Beklagte.

3. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber das Vorliegen der gesundheitlichen Voraussetzungen
des Nachteilsausgleichs RF nach dem Sozialgesetzbuch â�� Rehabilitation und
Teilhabe behinderter Menschen (SGB IX).

Zuletzt mit Bescheid vom 10.07.2001 (Bl. 280 SA) stellte das Amt fÃ¼r soziale
Angelegenheiten Koblenz in AusfÃ¼hrung eines Urteils des Sozialgerichts Koblenz
vom 25.05.2001 (Az.: S 4 Vs 912/98) bei der 1948 geborenen KlÃ¤gerin als
Behinderung mit einem GdB von 80 fest:

Herzleistungsminderung bei Bluthochdruck und Adipositas,
LungenfunktionsstÃ¶rung bei chronischer Bronchitis mit Allergie,
degenerative VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule mit BandscheibenschÃ¤den,
wiederkehrende Nervenwurzelreizerscheinungen,
Harninkontinenz,
DarmschlieÃ�muskelschwÃ¤che,
psychische BeeintrÃ¤chtigung mit Somatisierungstendenz,
Funktionsbehinderung der HÃ¼ftgelenke und des linken FuÃ�es.

Im Januar 2003 beantragte die KlÃ¤gerin die Neufeststellung des GdB sowie die
Feststellung der Voraussetzungen des Nachteilsausgleichs RF wegen der Angst, das
Haus zu verlassen. Das Amt fÃ¼r soziale Angelegenheiten Koblenz holte
Befundberichte der FachÃ¤rzte fÃ¼r Innere Medizin Dr. K und S , des Pneumologen
und Internisten Dr. R sowie des Facharztes fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. U ein, die
zahlreiche weitere Befundunterlagen vorlegten. Der Vertragsarzt W fÃ¼hrte in der
versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme aus, die Behinderung sei nunmehr mit
einem GdB von 90 zu bewerten und zu bezeichnen als:

Herzleistungsminderung bei Bluthochruck und Adipositas (GdB 50),
Diabetes mellitus (GdB 40),
LungenfunktionsstÃ¶rung bei chronischer Bronchitis mit Allergien (GdB 30),
degenerative VerÃ¤nderung der WirbelsÃ¤ule mit BandscheibenschÃ¤den,
wiederkehrende Nervenwurzelreizerscheinung (GdB 30),
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Harninkontinenz (GdB 20),
DarmschlieÃ�muskelschwÃ¤che (GdB 20),
psychische BeeintrÃ¤chtigung mit Somatisierungstendenz (GdB 30),
Funktionsbehinderung der HÃ¼ftgelenke und des linken FuÃ�es (GdB 10).

Daraufhin stellte das Amt fÃ¼r soziale Angelegenheiten Koblenz mit Bescheid vom
28.05.2003 die Behinderung entsprechend dem Vorschlag des Versorgungsarztes
mit einem GdB von 90 sowie das Vorliegen der gesundheitlichen Voraussetzungen
des Nachteilsausgleichs "G" fest. Die Feststellung des Nachteilsausgleichs RF wurde
abgelehnt, da es der KlÃ¤gerin trotz ihrer Behinderung durchaus mÃ¶glich sein
mÃ¼sse, als Zuschauer oder ZuhÃ¶rer an irgendwelchen Ã¶ffentlichen
Veranstaltungen in zumutbarer Weise teilzunehmen.

Im Widerspruchsverfahren legte die KlÃ¤gerin einen Arztbrief des Dr. B , Chefarzt
der Klinik fÃ¼r Neurochirurgie, Gesundheitszentrum E S St. M , K , vor. Der Beklagte
zog den Entlassungsbericht Ã¼ber eine stationÃ¤re Heilbehandlung der KlÃ¤gerin
vom 04.11. bis 10.11.2003 im St. E -Krankhaus, L bei, wo die KlÃ¤gerin u. a. wegen
einer Colitis ulcerosa in Vollremission behandelt worden war. Nach
versorgungsÃ¤rztlicher Beteiligung wies der Beklagte den Widerspruch mit
Widerspruchsbescheid vom 16.04.2004 zurÃ¼ck.

Im vor dem Sozialgericht Koblenz durchgefÃ¼hrten Klageverfahren hat der
Beklagte ein Teilanerkenntnis abgegeben und sich zur Feststellung eines GdB von
100 verpflichtet, da nach einer vom Beklagten vorgelegten sozialmedizinischen
Stellungnahme der Ã�rztin fÃ¼r Chirurgie und Sozialmedizin Dr. W -S der Diabetes
mellitus Typ II nunmehr mit einem GdB von 30 zu bewerten sei. Da sich die
Mastdarm- und Harnblasenteilinkontinenz sicherlich beeintrÃ¤chtigend im Alltag
auswirkten, werde ein GdB von 100 anerkannt.

Das Sozialgericht hat Beweis erhoben durch Einholung eines fachinternistisch-
gastroenterologischen Gutachtens des Internisten, Gastroenterologen und
Diabetologen Dr. H , St. E -Krankenhaus, N.

Der SachverstÃ¤ndige hat die KlÃ¤gerin im Dezember 2004 untersucht und im
Wesentlichen in seinem Gutachten abschlieÃ�end ausgefÃ¼hrt, im tÃ¤glichen
Leben der KlÃ¤gerin wirke sich gerade die Stuhlinkontinenz erheblich bzgl. des
sozialen Verhaltens aus, da die KlÃ¤gerin nicht mehr in der Lage sei, Winde
zurÃ¼ckzuhalten und es regelmÃ¤Ã�ig zu Stuhlverschmierungen komme, auch
wenn sie Pampers trage. Die Abdichtung der Pampers sei nicht so ausreichend, dass
GeruchsbelÃ¤stigungen ausgeschlossen werden kÃ¶nnten. Es bestehe ein
Rektumprolaps mit Stuhlinkontinenz mit schwierig gestÃ¶rten anatomischen
VerhÃ¤ltnissen. Die FunktionsstÃ¶rungen der KlÃ¤gerin grenzten an einen
Funktionsverlust des AfterschlieÃ�muskels. Da noch eine Restfunktion vorliege,
werde hierfÃ¼r ein GdB von 40 vorgeschlagen. Der Gesamt-GdB sei mit 90
einzuschÃ¤tzen. Die KlÃ¤gerin wirke zumindest abstoÃ�end und stÃ¶rend dadurch
auf ihre Umgebung, dass sie unkontrolliert Darmgase von sich gebe und Stuhl
absondere, wobei bei Aufregung noch eine Harninkontinenz hinzukomme. Durch die
damit verbundene GeruchsbelÃ¤stigung sei es ihr nicht zumutbar, Ã¶ffentliche
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Veranstaltungen zu besuchen.

Der Beklagte ist dem Gutachten durch Vorlage einer versorgungsÃ¤rztlichen
Stellungnahme des Sozialmediziners W entgegengetreten, wonach ein GdB von 40
fÃ¼r die FunktionsstÃ¶rung des Enddarms Ã¼bernommen werden kÃ¶nne, der
Nachteilsausgleich RF aber nicht gegeben sei. Dieser werde erst bei schlechter
Funktion bzw. Komplikationen mit einem Einzel-GdB von 60 zu diskutieren sein.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem Sozialgericht Koblenz hat die KlÃ¤gerin
das Teilanerkenntnis des Beklagten angenommen und nur noch die Verurteilung
des Beklagten zur Feststellung des Nachteilsausgleichs RF geltend gemacht.

Mit Urteil vom 27.10.2005 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung hat es im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, die Voraussetzungen des
Nachteilsausgleichs RF lÃ¤gen nicht vor. Zwar sei bei der KlÃ¤gerin ein GdB von
mindestens 80 festgestellt, die zusÃ¤tzlichen Voraussetzungen des
Nachteilsausgleichs RF lÃ¤gen aber nicht vor. Die bei ihr bestehenden
BeeintrÃ¤chtigungen machten es der KlÃ¤gerin nicht unmÃ¶glich, in
nennenswertem Umfang an Ã¶ffentlichen Veranstaltungen im Sinne des
RundfunkgebÃ¼hrenstaatsvertrages teilzunehmen. Es sei der KlÃ¤gerin nÃ¤mlich
mÃ¶glich und zumutbar, durch Anpassung ihrer Lebensgewohnheiten und unter
Zuhilfenahme von Hilfsmitteln die Auswirkungen ihrer Behinderung, also die
GeruchsbelÃ¤stigungen aufgrund der DarmschlieÃ�muskelschwÃ¤che und der
Harninkontinenz, so zu begrenzen, dass sie auf die anderen Besucher einer
Ã¶ffentlichen Veranstaltung nicht in hohem MaÃ�e abstoÃ�end oder stÃ¶rend
wirkten. Dies ergebe sich auch aus dem Gutachten des Dr. H , wonach eine â��
wenn auch nur geringe â�� Restkontrolle des SchlieÃ�muskels vorhanden sei und
damit ein von den Anhaltspunkten beispielhaft als Vergleich vorgeschlagener
Zustand "unzureichend verschlieÃ�barer Darmausgang" (GdB 60) bei der KlÃ¤gerin
gerade nicht vorliege. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne zudem nach dem Gutachten unter
Beachtung bestimmter VorsichtsmaÃ�nahmen ihr Haus in einem Zustand verlassen,
der ihr auch den Besuch Ã¶ffentlicher Veranstaltungen ermÃ¶gliche. Denn nach
ihren eigenen Angaben kÃ¶nne sie das Haus in AusnahmefÃ¤llen ohne Angst
verlassen, wenn sie am Abend vorher nichts mehr zu sich genommen habe. Es sei
ihr zuzumuten, ihre ErnÃ¤hrung umzustellen, wenn auf diese Weise der Besuch von
Veranstaltungen ermÃ¶glicht werde. Ebenso sei auch zu bedenken, dass der
KlÃ¤gerin auch Veranstaltungen unter freiem Himmel mÃ¶glich seien, bei denen
vereinzelt auftretende BlÃ¤hungen von anderen Teilnehmern vÃ¶llig unbemerkt
blieben. Die Auswirkungen der Harninkontinenz fÃ¼hrten nicht dazu, dass die
Voraussetzungen des Nachteilsausgleichs RF bei der KlÃ¤gerin vorlÃ¤gen. Auch das
gleichzeitige Vorliegen einer Darm- und einer Harninkontinenz hindere die KlÃ¤gerin
nicht, Ã¶ffentliche Veranstaltungen zu besuchen.

Am 06.12.2005 hat die KlÃ¤gerin gegen das ihr am 09.11.2005 zugestellte Urteil
Berufung eingelegt.

Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt vor,
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das Sozialgericht habe nicht berÃ¼cksichtigt, dass nach dem Gutachten des Dr. H
bei ihr ein Rektumprolaps mit Stuhlinkontinenz vorliege, weshalb ihr eine Teilnahme
an einer Ã¶ffentlichen Veranstaltung nicht mÃ¶glich sei. Auch bei der Verwendung
von Windelvorlagen wÃ¼rden GeruchsbelÃ¤stigungen auftreten. Insofern sei das
Sozialgericht zu Unrecht von einer SchlieÃ�muskelschwÃ¤che ausgegangen,
wÃ¤hrend bei ihr eine mangelhafte Leistung des SchlieÃ�muskels vorliege.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
das Urteil des Sozialgerichts Koblenz vom 27.10.2005 sowie den Bescheid des
Beklagten vom 28.05.2003 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 16.04.2004
abzuÃ¤ndern und den Beklagten zu verurteilen, bei ihr die gesundheitlichen
Voraussetzungen des Nachteilsausgleichs RF festzustellen.

Der Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Beklagte trÃ¤gt vor,

die BeeintrÃ¤chtigungen machten es der KlÃ¤gerin nicht unmÃ¶glich, in
nennenswertem Umfang an Ã¶ffentlichen Veranstaltungen teilzunehmen.

Im Ã�brigen wird zur ErgÃ¤nzung Bezug genommen auf den Inhalt der
beigezogenen und die KlÃ¤gerin betreffenden Verwaltungsakte des Beklagten (Az.:
) sowie der Gerichtsakte, der Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung war.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung der KlÃ¤gerin ist begrÃ¼ndet, da ihr ein Anspruch auf
Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen des Nachteilsausgleichs RF
zusteht, so dass sie durch die versagte Feststellung in ihren Rechten verletzt ist.

Nach Â§ 1 Abs. 1 Nr. 3 der rheinland-pfÃ¤lzischen Landesverordnung Ã¼ber die
Voraussetzungen fÃ¼r die Befreiung von der RundfunkgebÃ¼hrenpflicht vom
31.01.1980 (GVBl. Seite 30) i.d.F. vom 08.05.2002 (GVBl. S. 248) werden behinderte
Menschen mit einem GdB von wenigstens 80 von der Rundfunk- und
FernsehgebÃ¼hr befreit, wenn sie wegen ihrer Leiden an Ã¶ffentlichen
Veranstaltungen stÃ¤ndig nicht teilnehmen kÃ¶nnen. Da es sich hierbei um einen
Nachteilsausgleich i.S.d. Â§ 126 Abs. 1 Sozialgesetzbuch â��Neuntes Buch (SGB IX)
handelt, hat die Versorgungsverwaltung die erforderlichen Feststellungen zu treffen
und einen entsprechenden Ausweis fÃ¼r die Inanspruchnahme des
Nachteilsausgleichs auszustellen (Â§ 69 Abs. 4 und 5 S. 1 SGB IX). Nach Â§ 3 Abs. 1
Nr. 5 der SchwbAuswV i.d.F. des Gesetzes vom 19.06.2001 setzt die Eintragung des
Merkzeichens RF auf der RÃ¼ckseite des Schwerbehindertenausweises voraus, dass
der schwerbehinderte Mensch die landesrechtlich festgelegten Voraussetzungen
fÃ¼r die Befreiung von der RundfunkgebÃ¼hrenpflicht erfÃ¼llt.

Der Nachteilsausgleich "RF" bezweckt den Schutz des behinderten Menschen vor
kultureller VerÃ¶dung und Vereinsamung. Bei der Teilnahme am Ã¶ffentlichen und
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gesellschaftlichen Leben sollen behinderte Menschen nicht auf schriftliche Medien
beschrÃ¤nkt werden (BSGE 53, 175 ff). Die Befreiung von der
RundfunkgebÃ¼hrenpflicht verfolgt das Ziel, die persÃ¶nliche und unmittelbare
Beteiligung des schwerbehinderten Menschen am Gemeinschaftsleben zu ersetzen,
von dem er wegen einer schweren Behinderung ausgeschlossen ist (Urteil des
Senats vom 28.02.1989, Az: L 4 Vs 66/88).

Von der Teilnahme im angefÃ¼hrten Sinn ausgeschlossen ist auch der Behinderte,
dem das Aufsuchen fast aller Ã¶ffentlichen Veranstaltungen mit RÃ¼cksicht auf die
StÃ¶rung anderer Teilnehmer nicht zugemutet werden kann (BSG,SozR 3870 Â§ 3
Nr. 24). Das ist nach der Rechtsprechung immer dann der Fall, wenn es den
anderen Teilnehmern an Ã¶ffentlichen Veranstaltungen unzumutbar ist, Behinderte
wegen der Auswirkungen ihrer Behinderungen zu ertragen, insbesondere, wenn
diese durch ihre Behinderungen auf ihre Umgebung unzumutbar abstoÃ�end oder
stÃ¶rend wirken, z.B. durch Entstellung, GeruchsbelÃ¤stigung bei unzureichend
verschlieÃ�barem Anus praeter, hÃ¤ufige hirnorganische AnfÃ¤lle, grobe
unwillkÃ¼rliche Kopf- und GliedmaÃ�enbewegungen bei Spastikern, laute
AtemgerÃ¤usche, wie sie etwa bei AsthmaanfÃ¤llen und nach Tracheotomie
vorkommen kÃ¶nnen, oder bei ekelerregenden oder ansteckenden Krankheiten
(vgl. BSG, SozR 3-3870 Â§ 48 Nr 2; SozR 3-3870 Â§ 4 Nr. 17).

Die Ã�berzeugung des Senats davon, dass die KlÃ¤gerin an Ã¶ffentlichen
Veranstaltungen stÃ¤ndig nicht teilnehmen kann, stÃ¼tzt sich auf das vom
Sozialgericht eingeholte Gutachten des Dr. H vom 14.12.2004 sowie die zahlreichen
weiteren aktenkundigen Befundunterlagen Ã¼ber den Gesundheitszustand der
KlÃ¤gerin.

Danach steht bei der KlÃ¤gerin aus gastroenterologischer Sicht im Vordergrund das
gestÃ¶rte Stuhlverhalten mit einer Harn- und Teilstuhlinkontinenz. Die KlÃ¤gerin
leidet an einem Rektumprolaps mit Inkontinenz bei Teilruptur des analen
Verschlussapparates, Adipositas permagna, Beckenbodensenkung sowie
Inkontinenz der Blase. Aufgrund ihrer Leiden ist sie nicht mehr in der Lage, Winde
zurÃ¼ckzuhalten, die ihr unkontrolliert abgehen. Zudem kommt es regelmÃ¤Ã�ig
zu Stuhlverschmierungen, auch wenn sie Pampers trÃ¤gt. Nach den Feststellungen
des SachverstÃ¤ndigen ist eine Abdichtung der Pampers dahin, dass
GeruchsbelÃ¤stigungen ausgeschlossen werden kÃ¶nnen, nicht mÃ¶glich. Der bei
der KlÃ¤gerin mehrmals tÃ¤glich plÃ¶tzlich auftretende Stuhlgang setzt innerhalb
von Sekunden ein, wobei beim DefÃ¤kieren bis zu 15 mal in der Stunde Stuhl
abgesetzt werden kann, bis der Darm schlieÃ�lich leer ist. Zudem benÃ¶tigt die
KlÃ¤gerin eine Hilfsperson, wenn sie eine ausreichende SÃ¤uberung vornehmen
will.

Aufgrund dieser UmstÃ¤nde ist es fÃ¼r den Senat, wie schon fÃ¼r den
SachverstÃ¤ndigen Dr. H , verstÃ¤ndlich, dass die KlÃ¤gerin Ã¶ffentliche
Veranstaltungen, teils aus RÃ¼cksichtnahme auf andere Veranstaltungsteilnehmer,
teils aus Scham, meidet.

Entgegen der Ansicht des Sozialgerichts und des Beklagten ist es der KlÃ¤gerin
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nicht zumutbar, diese BeeintrÃ¤chtigungen durch willengesteuertes Verhalten zu
beeinflussen. Der allgemeine Mitwirkungsgrundsatz, welcher letztlich auf den auch
im Ã¶ffentlichen Recht geltenden Grundsatz von Treu und Glauben
zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist, verbietet es auch im Schwerbehindertenrecht, bei einem
behinderten Menschen das Vorliegen der Voraussetzungen eines
Nachteilsausgleichs zu bejahen, wenn er die dafÃ¼r erforderlichen tatsÃ¤chlichen
Voraussetzungen durch zumutbare Gestaltung seiner LebensverhÃ¤ltnisse
vermeiden kann (BSG, SozR 3-3870 Â§ 4 Nr. 17).

Deshalb wÃ¤re es der KlÃ¤gerin grundsÃ¤tzlich zumutbar, ihre ErnÃ¤hrung
umzustellen, wenn dies dazu fÃ¼hren kÃ¶nnte, dass dann die HinderungsgrÃ¼nde
zur Teilnahme an Ã¶ffentlichen Veranstaltungen nicht mehr bestehen, wie das
Sozialgericht insoweit zutreffend ausgefÃ¼hrt hat (vgl. auch LSG Essen, Urteil vom
10.07.2003, Az.: L 7 SB 136/00), soweit eine Umstellung unter BerÃ¼cksichtigung
aller UmstÃ¤nde des Einzelfalls zumutbar erscheint. Dies hat das BSG
beispielsweise angenommen, wenn die Umstellung nur vorÃ¼bergehend
erforderlich ist und/oder nicht mit BeeintrÃ¤chtigungen der Gesundheit oder
sonstigen erheblichen Nachteilen verbunden ist (a.a.O.), was bei dem Verzicht auf
FlÃ¼ssigkeitsaufnahme vor einer Veranstaltung und das Benutzen von Windelhosen
der Fall sein kÃ¶nne. Aber nicht mehr zumutbar ist es, die KlÃ¤gerin auf den
Verzicht einer Abendmahlzeit zu verweisen, um am nÃ¤chsten Morgen â��dann
auch ohne FrÃ¼hstÃ¼ckâ�� an einer Ã¶ffentlichen Veranstaltung teilzunehmen.
Denn damit wÃ¼rde der KlÃ¤gerin abverlangt, Ã¼ber Nacht bis zum Abschluss der
am nÃ¤chsten Vormittag zu besuchenden Veranstaltung unter HungergefÃ¼hlen zu
leiden. Auch leidet die KlÃ¤gerin an einem insulinpflichtigen Diabetes mellitus, der
nach der versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme der Frau Dr. W -Sch vom
18.10.2004 jedenfalls mit einem GdB von 30 einzuschÃ¤tzen ist und der es nicht
ohne weiteres zulÃ¤sst, auf regelmÃ¤Ã�ige ErnÃ¤hrung zu verzichten. Der Senat
sieht hierin die Grenzen der zumutbaren Mitwirkung als Ã¼berschritten an.

Der Berufung ist daher stattzugeben.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten stÃ¼tzt sich auf Â§ 193 SGG.

Die Revision wird nicht zugelassen, da RevisionszulassungsgrÃ¼nde (Â§ 160 Abs. 2
Nrn. 1 und 2 SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 06.06.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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